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Vizepräsidentin Mag. Christine Schwarz-Fuchs: Weitere Wortmeldungen liegen 

dazu nicht vor.  

Wünscht noch jemand das Wort? – Es ist dies nicht der Fall.  

Die Debatte ist geschlossen.  

Wir kommen zur Abstimmung, die über die gegenständlichen Tagesordnungspunkte 

getrennt erfolgt. – Bitte nehmen Sie Ihre Plätze ein! 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Beschluss des Nationalrates vom 8. Juli 2021 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die Bundesabgabenordnung, das Finanzaus-

gleichsgesetz 2017 und weitere Gesetze geändert werden, 948 der Beilagen und 

953 der Beilagen sowie 10727/BR der Beilagen. 

Es liegt hiezu ein Antrag der Bundesräte Karl Bader, Marco Schreuder, Kolleginnen 

und Kollegen gemäß § 43 Abs. 1 der Geschäftsordnung vor, gegen den vorliegenden 

Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die diesem Antrag zustimmen, 

gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, 

um ein Handzeichen. – Das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag, keinen Einspruch 

zu erheben, ist somit angenommen. 

Es liegt ein Antrag der Bundesräte Ingo Appé, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung 

einer Entschließung betreffend „finanzielle Unterstützung für Gemeinden in der Krise“ 

vor. 

Ich lasse über diesen Entschließungsantrag abstimmen. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die diesem Entschließungsantrag 

zustimmen, um ein Handzeichen. – Das ist die Stimmenminderheit. Der Antrag auf 

Fassung der gegenständlichen Entschließung ist somit abgelehnt. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Beschluss des Nationalrates vom 8. Juli 2021 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz, mit dem die Begründung von 

Vorbelastungen durch den Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und 

Konsumentenschutz genehmigt wird, erlassen wird und das Bundesgesetz, mit dem 

zur Abdeckung des Bedarfes zur Bekämpfung der Covid-19-Pandemie 

Ermächtigungen zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt werden, geändert wird. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die dem Antrag zustimmen, gegen 

den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, um ein 

Handzeichen. – Das ist die Stimmenmehrheit. Der Antrag ist somit angenommen. 
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